
Der Sprecher dementiert seinen Minister
Welche Folgen hatte der Luftangriff auf zwei Tanklaster in Afghanistan? / Jung räumt indirekt zivile Opfer ein, sein Sprecher sagt: Nein

Von Winfried Dolderer

Berlin.

Was für ein Tag für das deut-
sche Militär: Im Parlament
wird Angela Merkel heute
wohl eine Regierungserklä-
rung zur Afghanistan-Missi-
on der Bundeswehr abge-
ben, für den späten Nach-
mittag hat die Linkspartei
zur Anti-Kriegs-Demo -
„Schluss mit dem Bomben!
Raus aus Afghanistan” - ans
Brandenburger Tor eingela-
den, während zugleich das
neue Berliner Ehrenmal für
die im Auslandseinsatz Ge-
fallenen eingeweiht wird.

Ein Festakt, den wiederum die
Linkspartei geschmacklos fin-
det: Salbungsvolle Reden in
Berlin - „und die Wunden und
Gräber ziviler Opfer eines
durch deutschen Befehl aus-
gelösten Bombenangriffs in
Afghanistan sind noch ganz
frisch”. Ein pathetischer, ein
zu Herzen gehender Satz, ge-
wiss, nur: Stimmt er auch?
Das war am gestrigen Montag

nach wie vor die Frage.
Am Morgen im ZDF hat Ver-

teidigungsminister Franz Josef
Jung erstmals, sei es indirekt,
eingeräumt, es könnten bei
der Bombardierung zweier ge-
kaperter Tanklastzüge in der
Nacht zum vergangenen Frei-
tag im Norden Afghanistans
auch Zivilisten umgekommen
seien: „Der überwiegende An-
teil” der Getöteten seien Tali-
ban gewesen, so die vorsichti-
ge Formulierung Jungs.

Ein paar Stunden später vor
der Bundespressekonferenz
indes ist sich sein Sprecher
wieder ganz sicher: Man habe

„keine Kenntnisse über zivile
getötete Personen”, sagt Tho-
mas Raabe, spricht von „kon-
solidierten” Informationen
und verweist jegliche Kritik
von EU-Außenministern oder
Nato-Generälen ins Reich der
Spekulation oder bösen Un-
terstellung. Insbesondere ist
ihm an der Entkräftung des
Verdachts gelegen, der deut-
sche Kommandeur, der den
Luftangriff anforderte, habe
übereilt oder nur lückenhaft
informiert gehandelt. So
konnte man es dieser Tage in
einer amerikanischen Zeitung
lesen.

Nein, nein, sagt Jungs Spre-
cher, dieser Oberst Georg
Klein habe sehr genau ge-
wusst, wen er vor sich hatte.
Raabes Chronologie zufolge
ortete ein Nato-Flugzeug die
Tanklastzüge am späten Don-
nerstagabend zwei Stunden

„Wichtig ist, dass uns
unsere afghanischen
Gastgeber als Verbündete
brauchen.”

Jung-Sprecher Raabe

nach Bekanntwerden der
Entführung in einer Furt des
Kundus-Flusses. Dabei eine
Gruppe Bewaffneter, deren
Waffen präzise zu identifizie-
ren gewesen seien. Dem deut-
schen Kommandeur hätten
Luftaufnahmen vorgelegen,
ein ebenfalls aus der Luft di-
rekt überspieltes Video, zu-
dem die Aussage eines „als
sehr zuverlässig eingestuften”
afghanischen Gewährsman-
nes und Erkenntnisse aus ei-
ner weiteren, geheimen Quel-
le: Kein Zweifel, dass die Leu-
te bei den havarierten Tank-
wagen allesamt bewaffnete
Rebellen gewesen seien.

Nach dem Angriff seien von
einem Aufklärungsflugzeug
aus am Boden 56 tote Taliban
gezählt und weitere 14 auf der
Flucht gesichtet worden. 12
männliche Verletzte, unter ih-
nen ein zehnjähriger Junge,
fanden Aufnahme in einem

Isaf-Informa-
tionsdirektor
Admiral Grego-
ry Smith be-
sucht ein Kran-
kenhaus in
Kundus. Er
spricht mit ei-
nem Jungen,
der bei dem
Luftangriff auf
zwei Tanklas-
ter verletzt
wurde. Mit öf-
fentlichen Auf-
tritten wie die-
sem versucht
die Nato gera-
de, die Afgha-
nen in ihrem
Ärger über die
Schutztruppe
zu besänftigen.
Foto: rtr

Verteidigungsminister Franz-
Josef Jung

Krankenhaus. Dass es keine
zivilen Todesopfer gab, hät-
ten, so Raabe, auch die örtli-
chen Behörden, der Gouver-
neur und der Polizeichef der
Provinz Kundus, der Provin-
zialrats-Vorsitzende und der
zuständige Armeebefehlsha-
ber, in einem gemeinsam un-
terzeichneten Brief an den af-
ghanischen Präsidenten er-
klärt. „Nach Gesprächen mit
Augenzeugen und Dorfbe-
wohnern wird bestätigt, dass
alle Getöteten zu den Taliban

und deren Unterstützern ge-
hörten”, zitiert Raabe.

Freilich hat auch der Gou-
verneur des Nachbardistrikts
Char Darah ein Schreiben an
den Präsidenten verfasst, in
dem die Rede von 135 Toten
ist, unter ihnen zahlreiche
Kinder. Was also darf man
glauben über diesen Luft-
schlag, den Jungs Sprecher
nach wie vor lieber einen „ro-
busten Stabilisierungseinsatz”
nennt? „Wichtig ist”, sagt
Raabe, „dass uns unsere af-

ghanischen Gastgeber als Ver-
bündete brauchen. Das lebt
das deutsche Engagement tag-
täglich vor mit dem vernetzten
Ansatz, den wir lange vor an-
deren exemplarisch prakti-
ziert haben.”

Gut möglich, dass es gerade
diese gerne demonstrierte
Haltung menschenfreundli-
cher deutscher Vorbildlich-
keit ist, die jetzt von manchen
Alliierten, zumal Amerika-
nern, mit etwas Häme quit-
tiert wird.

Kompakt

Kassen machen Plus
von 1,2 Milliarden
Berlin. (afp) Die gesetzli-
chen Krankenkassen haben
in den ersten sechs Monaten
diesen Jahres einen Über-
schuss von 1,2 Milliarden
Euro erzielt. Einnahmen in
Höhe von 85,0 Milliarden
Euro standen Ausgaben in
Höhe von 83,8 Milliarden
Euro gegenüber, wie das
Bundesgesundheitsminis-
terium in Berlin mitteilte.
Bei allen Kassenarten waren
demnach in den Monaten
Januar bis Juni die Einnah-
men höher als die Ausgaben.

El Baradei weist
Kritik zurück
Wien. (afp) Der Chef der In-
ternationalen Atomener-
giebehörde (IAEA), Moha-
med El Baradei, hat die Kri-
tik an seinem jüngsten Be-
richt zum Atomstreit mit
dem Iran als politisch moti-
viert zurückgewiesen. Die
Vorwürfe um angeblich zu-
rückgehaltene Informatio-
nen entbehrten jeglicher
Grundlage, sagte er gestern
in Wien. Der Iran pocht wei-
ter auf sein Recht zur Nut-
zung der Atomenergie.

Neue Siedlungen
im Westjordanland
Jerusalem. (rtr) Israel will
trotz internationaler Kritik
die jüdischen Siedlungen im
Westjordanland ausbauen.
Die gestern von Verteidi-
gungsminister Barak erteil-
ten Genehmigungen für den
Bau von 455 neuen Woh-
nungen sind die ersten seit
dem Amtsantritt von Minis-
terpräsident Netanjahu im
März.

Gysi droht mit Ende
der Verhandlungen
Hannover/Halle. (afp)
Linksfraktionschef Gregor
Gysi hat mit dem Abbruch
der rot-roten Sondierungs-
gespräche in Thüringen ge-
droht. In Thüringen tendiere
die SPD zur Union, nur wol-
le sie das nicht vor der Bun-
destagswahl sagen, um nie-
manden zu verschrecken,
sagte Gysi der Hannover-
schen Allgemeinen Zeitung.

„Rentengarantie
nachbessern”
Berlin. (rtr) Der Sozialver-
band Deutschland hat eine
Nachbesserung der von der
Bundesregierung beschlos-
senen Rentengarantie gefor-
dert. Verbandspräsident
Bauer begründete dies in der
Neuen Osnabrücker Zeitung
mit der Entwicklung der
Bruttolöhne.

Kommunen fordern
Bundeshilfen
Berlin. (rtr) Angesichts eines
drohenden Anstiegs der
kommunalen Sozialausga-
ben in Milliardenhöhe for-
dert der Deutschen Städte-
und Gemeindebund eine
kräftige Aufstockung des
Bundesanteils. Akuten Re-
gelungsbedarf für die künfti-
ge Bundesregierung gebe es
daher vor allem bei den Un-
terkunftskosten der Hartz-
IV-Bezieher, sagte Hauptge-
schäftsführer Gerd Lands-
berg.

Seeräuber stirbt bei
Einsatz der Marine
Vor Somalia: Auf Warnschüsse nicht reagiert

Berlin. (afp) Bei einem Ein-
satz der deutschen Fregatte
„Brandenburg” im Golf von
Aden ist ein Pirat tödlich ver-
letzt worden. Wie das Bundes-
verteidigungsministerium ges-
tern mitteilte, reagierte ein
verdächtiges Ruderboot mit
fünf bewaffneten Insassen am
Morgen nicht auf Warnschüs-
se der Fregatte. Der Komman-
dant der EU-Mission Atalanta
habe daraufhin die Erlaubnis
zum Schießen gegeben.

Einer der Insassen des Ru-
derbootes sei dabei schwer
verletzt worden und trotz so-
fortiger medizinischer Hilfe

gestorben. Die anderen Pira-
ten hätten nach dem Beschuss
die Waffen und eine Enterlei-
ter über Bord geworfen. Die
Fregatte „Brandenburg” über-
prüfe derzeit die Verdächtigen
und deren Boot.

Deutschland ist vor der
Küste Somalias mit rund 660
Bundeswehrsoldaten und drei
Fregatten am Anti-Piraten-
Einsatz der EU beteiligt. Ne-
ben der „Brandenburg” sollen
auch die „Karlsruhe” und die
„Bremen” am Horn von Afri-
ka Seeräuber abschrecken
und Schiffe zum Schutz vor
Angriffen begleiten.

Partei der Piraten
kapert nicht nur
das Internet
Doch ihre Überlebensdauer wird bezweifelt

Von Tobias Patzkowsky

Hagen. Als Dirk Schatz bei
der Europawahl Anfang Juni
am unteren Ende des Wahl-
zettels die Piratenpartei ent-
deckt, glaubt er an einen
Scherz: „Ich habe sie für eine
Spaßpartei gehalten”, gesteht
der Hagener. Doch dass
Schweden einen Piraten nach
Brüssel schickt, lässt nicht nur
Schatz an seiner Meinung
zweifeln. Seitdem setzen sich
die Piraten aus dem Sammel-
surium von Tierschutz-, Rent-
ner- oder Familienpartei ab.

Quer durch die Republik
formieren sich Piraten-
Stammtische - auch in Soest,
Warstein und durch Gründer
Dirk Schatz seit Kurzem in
Hagen. Auf den Stammtisch
folgt die lokale Gruppe, die so-
genannte „Crew”. Fünf Mit-
glieder sind nötig. Ab dem
zehnten Mitglied entzweit
sich die Crew. „In größeren
Gruppen ist es oft müßig, ei-
nen Konsens zu finden”, er-
klärt Schatz. Binnen weniger
Monate vervielfachte sich die
Mitgliederzahl bundesweit
auf 7000 - seit Mai von 5000.

Wichtiger aber die Sympa-
thisanten: In den Internetge-

meinschaften wie StudiVZ,
Xing oder Facebook liegen die
Piraten in der Anhängerschaft
vor den etablierten Parteien.
Einige Wahlprognosen wei-
sen die Piraten bereits außer-
halb der „Sonstigen” aus. In
Münster und Aachen zieht je-
weils ein Pirat in den Rat ein.

„Was die Piraten vertreten,
ist einfach das, was auch ich
vertreten will”, sagt Dirk
Schatz, der im kommenden
Mai bei der Landtagswahl
kandidieren will. Früher war
der 30-Jährige aktiv in der
SPD. Doch Zensur, Kameras
an öffentlichen Plätzen, Da-
tenvorratsspeicherung - alles
mit Unterstützung der Sozial-
demokraten - hätten nicht
mehr mit seinen Einstellun-
gen übereingestimmt.

Heute geht es für Dirk
Schatz um die Liberalisierung
des Patentrechts sowie des
Verbots für nicht-kommer-
zielle Nutzer, Filme und Mu-
sik kostenlos zu kopieren. Ne-
gativ gesehen bedeute dies die
Abschaffung der geistigen Ei-
gentumsrechte. Hier verwirk-
liche sich der bizarre Parteina-
me im Programm, sagen die
Gegner der Piraten.

Ansonsten geht es um

Die Piratenpartei wird immer beliebter. Doch ein Parteienforscher
schätzt ihre Chancen als begrenzt ein. Foto: T. Patzkowsky

gramm. Wenn es sich weiter
nur auf Informationsgesell-
schaft stützt, lässt sich damit
keine Gesamtpolitik ma-
chen”, urteilt der Münsteraner
Parteienforscher Prof. Wi-
chard Woyke. Vielmehr seien
die Piraten bisher nur in Stu-
dentenstädten, wo traditionell
das Wählerpotenzial für sol-
che Themen hoch sei, in den
Rat eingezogen. „Bei der Eu-
ropawahl haben sie dagegen
bundesweit nur 200 000 Stim-
men geholt.”

Trotzdem: Die Piraten ver-
weisen auf das einzig basisde-
mokratische Parteisystem in
Deutschland. Jeder könne
neue Themen einbringen. Auf
den Parteitagen werde abge-
stimmt, ob sie ins Programm
aufgenommen werden. Auch
Kandidaten müssten sich vor
ihren Anhängern rechtferti-
gen, ehe sie für die Wahl auf-
gestellt würden. Darauf stellt
sich auch Dirk Schatz für sei-
nen Wahlkampf ein - dann mit
NRW-spezifischen Inhalten.

Transparenz: Offenlegungs-
pflicht, ja Beschränkung von
Nebentätigkeiten der Man-
dats- und Amtsträger. Vieles
hat im Piratenprogramm mit
Datenaustausch zu tun. „Da-
tenschutz ist gerade heute ei-
nes der höchsten Güter”, sagt
Schatz. Aber auch Bildung ist
ein Thema.

Darin sehen Kritiker das
Problem für ihre Überlebens-
fähigkeit. „Die Piraten haben
ein eindimensionales Pro-

Westerwelle macht
Menschen neuen Mut
FDP-Chef zu Gast beim Politischen Forum

Von Jörg Fleischer

Essen. Guido Westerwelle ist
wieder einmal auf dem Sprung
zur Macht. Zur Bundestags-
wahl tritt er zum dritten Mal
als Spitzenkandidat der FDP
an. Er ist gefragt, auch vor dem
Politischen Forum Ruhr. Dort
war der Liberale gestern
Abend in Essen zu Gast. Wes-
terwelle wollte sich nicht so
sehr in die Niederungen der
Tagespolitik begeben, son-
dern in die Zukunft blicken.

„Der Wettstreit der Ideen
darf nicht nur bis zur nächsten
Wahl dauern, sondern er muss
über den Tag hinaus gehen”,
rief der FDP-Chef den 1800
Gästen in der Essener Phil-
harmonie zu. Westerwelle gab
Impulse für liberales Denken
im 21. Jahrhundert - für die
freie und faire Gesellschaft -
so das Thema seiner Rede. Es
ging um Globalisierung,
Steuer- und Leistungsgerech-
tigkeit - aber ganz besonders
um Bildung. Westerwelle:
„Wichtiger als der Wettbe-
werb der Steuersysteme ist in
Wahrheit der Wettbewerb der
Bildungssysteme.”

Eine Regierung, die Milliar-
den in die Abwrackprämie
stopfe, solle nie wieder sagen,
sie habe kein Geld für die Bil-
dung. Mit dieser scharfen Kri-
tik an der Großen Koalition
unternahm der liberale Wahl-

Guido Westerwelle war zu Gast
in Essen. Foto: ddp

kämpfer dann doch einen
Ausflug in die Tagespolitik.
„Die Abwrackprämie ist das
beste Beispiel dafür, wie das
Geld in die Vergangenheit ge-
steckt und nicht in die Zu-
kunft investiert wird.”

Westerwelle ist nicht mehr
der Spaßpolitiker vergange-
ner Wahlkämpfe. Vielmehr
präsentierte er sich auch bei
diesem Auftritt so, wie das ak-
tuelle FDP-Wahlplakat ihn
zeigt. Als ein Politiker, der mit
beiden Beinen auf der Erde
steht, umringt von Menschen
aus der Mitte dieser Gesell-
schaft. Westerwelle zeigte sich
in Essen als Mutmacher in der
Krise.
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